
8. Nach Art. 4 Abs. 1 der Verordnung Nr. 2887/2000 in Verbin-
dung mit Art. 5a Abs. 3 der Richtlinie 90/387/EWG des Rates
vom 28. Juni 1990 zur Verwirklichung des Binnenmarktes für
Telekommunikationsdienste durch Einführung eines offenen Netzzu-
gangs (Open Network Provision — ONP) in der durch die Richt-
linie 97/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
6. Oktober 1997 geänderten Fassung müssen die nationalen
Gerichte die innerstaatlichen Verfahrensvorschriften über die Einle-
gung von Rechtsbehelfen so auslegen und anwenden, dass eine Ent-
scheidung der nationalen Regulierungsbehörde über die Genehmi-
gung der Preise für den entbündelten Zugang zum Teilnehmeran-
schluss gerichtlich angefochten werden kann, und zwar nicht nur
von dem Unternehmen, an das eine solche Entscheidung gerichtet
ist, sondern auch von den Begünstigten im Sinne dieser Verord-
nung, deren Rechte von der Entscheidung potenziell betroffen sind.

9. Die Verordnung Nr. 2887/2000 ist dahin auszulegen, dass es in
einem die Preisgestaltung für den entbündelten Zugang zum Teil-
nehmeranschluss betreffenden Aufsichtsverfahren, das eine nationale
Regulierungsbehörde nach Art. 4 dieser Verordnung durchführt,
dem gemeldeten Betreiber obliegt, den Nachweis dafür zu erbringen,
dass seine Entgelte dem Grundsatz der Kostenorientierung entspre-
chen. Hingegen ist es Sache der Mitgliedstaaten, die Verteilung der
Beweislast zwischen der nationalen Regulierungsbehörde, die die
Entscheidung über die Genehmigung der Entgelte des gemeldeten
Betreibers erlassen hat, und dem Begünstigten, der diese Entschei-
dung anficht, zu regeln. Es ist auch Sache der Mitgliedstaaten, in
Einklang mit ihren Verfahrensvorschriften und unter Wahrung der
gemeinschaftsrechtlichen Grundsätze der Effektivität und der Äqui-
valenz des gerichtlichen Rechtsschutzes die Modalitäten dieser
Beweislastverteilung für den Fall einer gerichtlichen Anfechtung
einer Entscheidung der nationalen Regulierungsbehörde über die
Genehmigung der Entgelte eines gemeldeten Betreibers für den ent-
bündelten Zugang zu seinen Teilnehmeranschlüssen zu regeln.

(1) ABl. C 96 vom 22.4.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 17. April
2008 (Vorabentscheidungsersuchen der Rechtbank van
koophandel Hasselt — Belgien) — Confederatie van
Immobiliën-Beroepen van België VZW, Beroepsinstituut

van Vastgoedmakelaars/Willem van Leuken

(Rechtssache C-197/06) (1)

(Anerkennung von Diplomen — Richtlinie 89/48/EWG —

Immobilienmakler)

(2008/C 142/04)

Verfahrenssprache: Niederländisch

Vorlegendes Gericht

Rechtbank van koophandel Hasselt

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Confederatie van Immobiliën-Beroepen van België VZW,
Beroepsinstituut van Vastgoedmakelaars

Beklagter: Willem van Leuken

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Rechtbank van koophandel
Hasselt — Auslegung der Art. 3 und 4 der Richtlinie
89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine allge-
meine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die
eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen
(ABl. 1989, L 19, S. 16) — Verpflichtung eines in einem Mit-
gliedstaat niedergelassenen Immobilienmaklers, der in einem
anderen Mitgliedstaat als Makler tätig ist, die nach den Rechts-
vorschriften dieses Staates in Umsetzung der Richtlinie aufge-
stellten Voraussetzungen zu erfüllen — Erfordernis selbst bei
einem Kooperationsvertrag zwischen diesem Makler und einem
in dem fraglichen Staat anerkannten Makler

Tenor

Die Art. 3 und 4 der Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21.
Dezember 1988 über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der
Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung
abschließen, in der durch die Richtlinie 2001/19/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2001 geänderten Fassung
stehen der Regelung eines Mitgliedstaats entgegen, die die Ausübung
von Tätigkeiten wie den im Ausgangsverfahren fraglichen in seinem
Hoheitsgebiet durch einen Dienstleistungserbringer, der in einem ande-
ren Mitgliedstaat ansässig ist und sich in der gleichen Lage wie der
Beklagte des Ausgangsverfahrens befindet, von einer Genehmigung
abhängig macht, deren Erteilung das Bestehen einer juristischen Eig-
nungsprüfung voraussetzt.

(1) ABl. C 165 vom 15.7.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 15. April
2008 (Vorabentscheidungsersuchen des Labour Court —
Irland) — Impact/Minister for Agriculture and Food,
Minister for Arts, Sport and Tourism, Minister for
Communications, Marine and Natural Resources, Minister
for Foreign Affairs, Minister for Justice, Equality and Law

Reform, Minister for Transport

(Rechtssache C-268/06) (1)

(Richtlinie 1999/70/EG — Paragraf 4 und Paragraf 5 der
Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge —

Befristete Beschäftigungsverhältnisse in der öffentlichen Ver-
waltung — Beschäftigungsbedingungen — Entgelt und Ver-
sorgungsbezüg — Verlängerung befristeter Verträge um bis zu
acht Jahre — Verfahrensautonomie — Unmittelbare Wirkung)

(2008/C 142/05)

Verfahrenssprache: Englisch

Vorlegendes Gericht

Labour Court
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Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Impact

Beklagte: Minister for Agriculture and Food, Minister for Arts,
Sport and Tourism, Minister for Communications, Marine and
Natural Resources, Minister for Foreign Affairs, Minister for Jus-
tice, Equality and Law Reform, Minister for Transport

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Labour Court — Auslegung der
Paragrafen 4 Nummer 1 (Diskriminierungsverbot) und 5 Num-
mer 1 (Maßnahmen zur Vermeidung von Missbrauch durch auf-
einanderfolgende befristete Arbeitsverträge oder verhältnisse)
des Anhangs der Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni
1999 zu der EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über
befristete Arbeitsverträge (ABl. L 175, S. 43) — Klage, mit der
die unmittelbare Wirkung dieser Vorschriften geltend gemacht
wird — Nach nationalem Recht fehlende Zuständigkeit des
angerufenen Gerichts — Zuständigkeit nach Gemeinschaftsrecht,
insbesondere nach den Grundsätzen der Äquivalenz und der
Effektivität

Tenor

1. Ein spezialisiertes Gericht, das im Rahmen der Zuständigkeit, die
ihm, wenn auch nur fakultativ, mit dem Gesetz zur Umsetzung der
Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zu der
EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsver-
träge übertragen worden ist, über eine auf einen Verstoß gegen die-
ses Gesetz gestützte Klage entscheiden muss, müsste sich aufgrund
des Gemeinschaftsrechts, insbesondere des Grundsatzes der Effektivi-
tät, auch für die Entscheidung über die Ansprüche des Klägers für
zuständig erklären, die für den Zeitraum zwischen dem Ablauf der
Frist zur Umsetzung dieser Richtlinie und dem Inkrafttreten des
betreffenden Gesetzes unmittelbar auf die Richtlinie selbst gestützt
werden, falls sich herausstellen sollte, dass sich aus der Verpflich-
tung dieses Klägers, parallel hierzu eine andere unmittelbar auf die
genannte Richtlinie gestützte Klage bei einem ordentlichen Gericht
zu erheben, Verfahrensnachteile ergeben, die geeignet sind, die Aus-
übung der Rechte, die ihm die Gemeinschaftsrechtsordnung verlie-
hen hat, übermäßig zu erschweren. Es ist Sache des nationalen
Gerichts die insoweit erforderlichen Prüfungen vorzunehmen.

2. Paragraf 4 Nr. 1 der am 18. März 1999 geschlossenen Rahmen-
vereinbarung über befristete Arbeitsverträge, die im Anhang der
Richtlinie 1999/70 enthalten ist, ist unbedingt und hinreichend
genau, um von einem Einzelnen vor einem nationalen Gericht in
Anspruch genommen werden zu können. Bei Paragraf 5 Nr. 1 die-
ser Rahmenvereinbarung ist dies hingegen nicht der Fall.

3. Die Art. 10 EG und 249 Abs. 3 EG sowie die Richtlinie
1999/70 sind dahin auszulegen, dass die Behörden eines Mit-
gliedstaats in ihrer Eigenschaft als öffentlicher Arbeitgeber keine
Maßnahmen ergreifen dürfen, die dem Ziel dieser Richtlinie und
der Rahmenvereinbarung, die missbräuchliche Verwendung befriste-
ter Arbeitsverträge zu verhindern, zuwiderlaufen und die darin
bestehen, diese Verträge während des Zeitraum zwischen dem
Ablauf der Frist zur Umsetzung dieser Richtlinie und dem Inkraft-
treten des Gesetzes zu deren Umsetzung um eine ungewöhnlich
lange Zeitspanne zu verlängern.

4. Enthält das einschlägige nationale Recht eine Regel, die die rück-
wirkende Anwendung eines Gesetzes ausschließt, sofern es an ein-

deutigen gegenteiligen Anhaltspunkten fehlt, ist ein nationales
Gericht, bei dem eine Klage wegen eines Verstoßes gegen eine
Bestimmung des nationalen Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie
1999/70 anhängig ist, aufgrund des Gemeinschaftsrechts nur
dann verpflichtet, diese Bestimmung rückwirkend auf den Zeitpunkt
des Ablaufs der Frist zur Umsetzung der Richtlinie anzuwenden,
wenn es in dem betreffenden nationalen Recht derartige Anhalts-
punkte gibt, die es ermöglichen, dieser Bestimmung eine solche
Rückwirkung zu verleihen.

5. Paragraf 4 der Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge
ist dahin auszulegen, dass die Beschäftigungsbedingungen im Sinne
dieses Paragrafen die Bedingungen umfassen, die die Vergütung
sowie diejenigen Versorgungsbezüge betreffen, die von dem Beschäf-
tigungsverhältnis abhängen, nicht dagegen die Bedingungen betref-
fend die Versorgungsbezüge aus einem gesetzlichen System der
sozialen Sicherheit.

(1) ABl. C 212 vom 2.9.2006.

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 17. April
2008 — Thomas Flaherty (C-373/06 P), Larry Murphy
(C-379/06 P) Ocean Trawlers Ltd (C-382/06 P)/Irland,

Kommission der Europäischen Gemeinschaften

(Rechtssache C-373/06 P, C-379/06 P und C-382/06 P) (1)

(Rechtsmittel — Maßnahmen zur Erhaltung der Bestände —
Umstrukturierung des Fischereisektors — Anträge auf
Erhöhung der Tonnageziele des mehrjährigen Ausrichtungs-

programms „MAP IV“ — Abweisung des Antrags)

(2008/C 142/06)

Verfahrenssprache: Englisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführer: Thomas Flaherty (C-373/06 P), Larry Murphy
(C-379/06 P) Ocean Trawlers Ltd (C-382/06 P) (Prozessbevoll-
mächtigte: D. Barry, Solicitor, und A. Collins, SC, (C-373/06 P,
C-379/06 P und C-382/06 P) und zusätzlich P. Callagher, SC,
(C-379/06 P)

Andere Verfahrensbeteiligte: Irland, Kommission der Europäischen
Gemeinschaften (Bevollmächtigte: B. Doherty und M. van Hee-
zik)

Gegenstand

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Erste
Kammer) vom 13. Juni 2006 in den verbundenen Rechtssachen
T-218/03 bis T-240/03, Cathal Boyle u. a./Kommission der EG,
mit dem die Entscheidung 2003/245/EG der Kommission vom
4. April 2003 über die bei der Kommission eingegangenen
Anträge auf Erhöhung der MAP-IV-Ziele zur Berücksichtigung
von Verbesserungen der Sicherheit, der Navigation auf See, der

7.6.2008 C 142/5Amtsblatt der Europäischen UnionDE


